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Vorwort zur 2. Auflage

Unfassbar, wie schnell die Zeit vergeht. Schon über drei Jahre sind seit Erscheinen
unseres Lehrbuchs verstrichen, in denen auch der Gesetzgeber nicht untätig war. So gab
es insbesondere Anfang 2018 einige ausbildungsrelevante Änderungen im BGB, die wir
in der 2. Auflage verarbeitet haben. Auch hat sich natürlich an der einen oder anderen
Stelle der Fehlerteufel eingeschlichen, den wir hartnäckig versucht haben in der 2. Auf-
lage auszurotten. Ganz besonders gefreut haben uns die Rückmeldungen zu Verbesse-
rungsvorschlägen und vor allem natürlich das viele Lob.
An der Struktur unseres Buchkonzeptes haben wir nichts verändert. Das Buch soll für
den Nichtjuristen einen einfachen und schnellen Überblick über die ausbildungsrele-
vanten rechtlichen Themen geben, ohne dabei in dogmatische Tiefen zu gehen. Es
soll weiterhin eine gut verständliche und nachvollziehbare Struktur in den juristischen
Themenstellungen geben. Aus diesem Grunde haben wir, um es dem Leser weiter zu
erleichtern, auf vielfachen Wunsch noch mehr Übersichten und Lernhilfen aufgenom-
men. Den Teil zum Arbeitsrecht haben wir etwas gekürzt und dafür das Thema öffentli-
ches Wirtschaftsrecht erweitert. Hierfür konnten wir einen der führenden Experten im
öffentlichen Wirtschaftsrecht gewinnen. Herr Dr. Thomas Würtenberger, Namenspart-
ner einer exponierten Wirtschaftsrechtskanzlei in Stuttgart und Autor zahlreicher Fach-
beiträge zum öffentlichen Wirtschaftsrecht, hat den 9. Teil bearbeitet und wesentlich
ergänzt. Schon auf den ersten Blick sieht man hier jetzt das umfassende Praxis-Know-
how und den erheblichen Erfahrungsschatz, den der Autor mit einfließen lässt. Lieber
Thomas, hierfür unseren ganz herzlichen Dank!
Ansonsten bleibt es dabei: Keine Angst vor Recht und Übung macht den Meister! Wir
freuen uns über Hinweise, Verbesserungsvorschläge, Lob und Kritik unter: kathrin.zwe-
cker@hnu.de.

Stuttgart, September 2021 Kathrin & Kai-Thorsten Zwecker
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Vorwort

Hält sich Ihr Interesse an rechtlichen Fächern in Grenzen? Da hätten Sie ja gleich Jura
studieren können? Dennoch: viele Ausbildungsstudiengänge an Hochschulen sehen
mehrere Semesterwochenstunden für rechtliche Fächer, insbesondere im Wirtschafts-
recht vor. Und das mit gutem Grund! Die rechtlichen Vorschriften geben den Rahmen
vor, in dem Sie ihre spätere Tätigkeit, auf die Sie ihr Studium vorbereiten soll, ausüben.
Stellen Sie sich vor, Sie fangen nach Ihrem Bachelor-Abschluss in der Personalabteilung
eines mittelständischen Unternehmens an. Was machen Sie dort? Sie stellen Mitarbeiter
an, entlassen diese, kümmern sich um Urlaub, Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall etc.
Wie wollen Sie diese Tätigkeit ausüben, wenn Sie die einschlägigen arbeitsrechtlichen
Regelungen nicht kennen? Eine ehemalige Studierende berichtete uns, dass sie nach
dem Studium in der Marketingabteilung einer großen Drogeriemarktkette arbeitete und
dort aus einer Studie der Stiftung Warentest eine Marketingkampagne konzipierte. Hier-
bei verstieß sie allerdings gegen die Vorgaben des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbe-
werb (UWG) und verursachte nicht nur für ihren Arbeitgeber einen Schaden in Höhe
von mehreren hunderttausend Euro, sondern musste auch empfindliche persönliche
Konsequenzen tragen. Diese Beispiele lassen sich beliebig fortsetzen.
Im Moment steht bei Ihnen wahrscheinlich aber eine andere Frage im Vordergrund:
Wie lernen Sie möglichst schnell und effektiv den Prüfungsstoff, um Ihre Klausuren zu
bestehen?
Juristische Ausbildungsliteratur gibt es „wie Sand am Meer“. Das Problem ist allerdings,
dass diese in der Regel für (angehende) Juristen geschrieben ist und daher viele rechts-
dogmatische Ausführungen enthält, die für Sie im Rahmen der Ausbildung an Hoch-
schulen gar nicht von Relevanz sind. Sie gehen für einen Nichtjuristen viel zu sehr in
die Tiefe. Auch im Internet finden Sie unzählige Texte zu juristischen Themen. Hier
können Sie allerdings zum einen die Qualität nicht beurteilen, und zum anderen finden
Sie keine zusammenhängende Darstellung.
Daher ist der Besuch der Vorlesung letztlich unumgänglich. Nur dort erfahren Sie,
welche Themen Ihr Dozent behandelt und welche Kenntnisse er von Ihnen als Prü-
fungsleistung erwartet. Aus langjähriger Erfahrung wissen wir aber, dass die Vorlesung
und die Vorlesungsunterlagen für viele Studierende keine optimale Prüfungsvorberei-
tung ermöglichen. Das hat viele Gründe: So sind Ihre Unterlagen aus den Vorlesungen
oft nur stichpunktartig und nicht zusammenhängend, so dass Sie im Rahmen der Prü-
fungsvorbereitung nicht mehr genau wissen, was gemeint war. Da Prüfungen in Rechts-
fächern auch häufig als Modulprüfungen erfolgen, ist das Zeitbudget, das Ihnen zum
Lernen zur Verfügung steht, sehr begrenzt. Schließlich ist es mit Jura ein bisschen wie
mit Fußball: Nur weil Sie die Regeln im Fußball kennen, sind Sie noch lange kein guter
Fußballspieler. Sie müssen erst trainieren. Und dafür brauchen Sie einen Trainer.
Diese Überlegungen haben uns veranlasst, dass vorliegende Buch zu schreiben.
Unser Ziel ist dabei, Ihnen ein Buch an die Hand zu geben, das Sie ergänzend zu Ihrer
Vorlesung und in der Klausurphase durcharbeiten können, um ein optimales Prüfungs-
ergebnis zu erzielen. Hierbei haben wir besonderes Augenmerk daraufgelegt, die The-
men für den Nichtjuristen kurz, prägnant, anschaulich und verständlich zu erklären
und viele Beispiele, Lernhilfen, Schaubilder und Kontrollfragen eingesetzt. Unser inhalt-
liches Ziel war es, alle relevanten Fächer des Wirtschaftsrechts abzudecken, so dass Sie
das Buch nicht nur in den Grundlagenvorlesungen im bürgerlichen Recht, Handels-
und Gesellschaftsrecht verwenden können, sondern auch in zahlreichen weiteren Vorle-
sungen, wie Arbeitsrecht, Medienrecht, Wettbewerbsrecht etc. Die unterschiedliche
Schwerpunktsetzung ist dabei unserer Erfahrung der Stoffgewichtung in der Hochschul-
ausbildung geschuldet. Gleichzeitig soll das Buch Ihr „Trainer“ sein. So führen wir
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Vorwort

Sie mit zahlreichen Fallbeispielen, Kontrollfragen, Lerntipps und Erläuterungen zu den
Falllösungen Stück für Stück in die Arbeitstechnik der Juristen ein, die für den Nichtju-
risten oft so befremdlich ist.
Wenn Sie unter Zuhilfenahme dieses Buches am Ende Ihrer Rechtsvorlesung und eines
(hoffentlich) erfolgreichen Klausurabschlusses erkennen, dass Jura keine trockene und
langweilige Materie ist, sondern die Vielfältigkeit des Lebens widerspiegelt und richtig
Spaß machen kann, dann haben wir unser Ziel vollständig erreicht.
Den arbeitsrechtlichen Teil dieses Buches hat unsere liebe Kollegin Frau Rechtsanwältin
Margit Fink bearbeitet. Bereits an ihren Fallbeispielen, die alle aus ihrer beruflichen
Praxis stammen, kann man die Vitalität des Arbeitsrechts deutlich erkennen. Für den
praktischen Einblick in das Thema Arbeitsrecht bedanken wir uns herzlich bei Ihr.
Unser ganz besonderer Dank geht auch an unsere Assistentin Frau Manuela Zwerger,
an Frau Ursula und Herrn Heinz Distel für ihre Anregungen, guten Ideen und Korrektu-
ren und an unseren Lektor Herrn Philipp Haubelt für die nicht nur fachlich kompe-
tente, sondern immer auch freundliche Unterstützung.
Wir freuen uns über Hinweise, Verbesserungsvorschläge, Lob und Kritik unter: kath-
rin.zwecker@hnu.de.

Ulm, Oktober 2017 Kathrin & Kai-Thorsten Zwecker
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Teil 1: Allgemeine Grundlagen des
Wirtschaftsrechts

1. Kapitel: Rechtsordnung, Rechtsverhältnisse,
Rechtssystem und Begriff des
Wirtschaftsrechts

I. Einführung

Warum ist das Thema für Sie von Bedeutung:
Gleich in welchem Bereich Sie später tätig sind, Sie werden immer mit rechtlichen
Fragestellungen konfrontiert sein. So kann etwa ein Mitarbeiter im Personalwesen
ohne Kenntnisse im Arbeitsrecht genauso wenig erfolgreich sein, wie ein Controller
ohne Kenntnisse im Gesellschaftsrecht. Deshalb ist es notwendig, dass Sie im Rah-
men Ihrer Hochschulausbildung rechtliche Grundbegriffe, Strukturen und Denk-
muster kennenlernen und verstehen, um diese in Ihrer späteren beruflichen Tätigkeit
erfolgreich anwenden zu können. Vertiefte dogmatische1 Detailkenntnisse werden
von Ihnen nicht erwartet, das ist Aufgabe der Juristen. Einfache Sachverhalte müssen
Sie in der Praxis aber oft selbst lösen (Beispiel: Kann ich den Vertrag mit dem Kunden
so unterschreiben? Wie melde ich eine Marke für unser neues Produkt an? Kann ich
diese Information an meinen Wettbewerber geben? etc.). Aber auch eine erfolgreiche
Zusammenarbeit mit den Juristen Ihres Unternehmens setzt voraus, dass Sie über
Grundkenntnisse unserer Rechtsordnung verfügen.

Fallbeispiel 1 (Lösung s. Rn. 10):
Student S2 hat seinen Bachelor in BWL erfolgreich abgeschlossen und in der Ein-
kaufsabteilung eines mittelständischen Unternehmens angefangen. Eine seiner ers-
ten Aufgaben besteht darin, einen langfristigen Liefervertrag mit einem Lieferanten
für Rohwaren zu verhandeln und abzuschließen. S wählt verschiedene Lieferanten
aus und führt mit diesen Preisverhandlungen. Mit dem Günstigsten will er dann
das Geschäft abschließen, nicht zuletzt deshalb, weil ihm dieser angeboten hat, dass
er eine Dauerkarte für den FC Bayern erhält, wenn er das Geschäft mit ihm macht.
Der Lieferant legt S daraufhin einen umfangreichen schriftlichen Vertrag mit allge-
meinen Verkaufsbedingungen, einem Pflichten- und Lastenheft und umfangreichen
technischen Beschreibungen zur Unterschrift vor. S fragt sich, welche rechtlichen
Fragen er wohl in diesem Zusammenhang zu beachten hat.

II. Rechtsordnung
Als Rechtsordnung bezeichnet man die Gesamtheit aller Rechtsgrundsätze. Es handelt
sich also um die „Spielregeln“ im Zusammenleben in einer Gesellschaftsordnung. Diese
finden sich in erster Linie in formal gesetztem Recht, also in Gesetzen, Rechtsverord-
nungen und Satzungen. Einige Rechtsgrundsätze ergeben sich auch aus Gewohnheits-
recht, das sich aus einer lange geübten Praxis entwickelt hat. Anders als im anglo-
amerikanischen Rechtskreis haben Gerichturteile bei uns keine Gesetzeskraft. Sie gelten

1 Grundlegende wissenschaftliche Lehraussagen.
2 In juristischen Ausbildungsfällen werden für Personen und Gesellschaften Platzhalter verwendet, also statt

Herr Frank Schmitt nur S oder statt der Deutschen Bank AG nur A.

1

1

2



3

4

5

3–5 Teil 1: Allgemeine Grundlagen des Wirtschaftsrechts

nur zwischen den Parteien des jeweiligen Rechtsstreites (inter partes), haben jedoch
keine Allgemeingültigkeit (inter omnes).3

III. Rechtsverhältnisse
Bei allen rechtlichen Themenstellungen im Rahmen der Ausbildung im Wirtschafts-
recht an Hochschulen geht es in erster Linie um Rechtsverhältnisse. Ein Rechtsverhält-
nis bezeichnet die Beziehung zweier oder mehrere Rechtssubjekte zueinander oder die
Beziehung eines Rechtssubjektes zu einem Rechtsobjekt.
Rechtssubjekte, also Teilnehmer am Rechtsverkehr, sind insbesondere:
– Natürliche Personen, deren Rechtsfähigkeit mit der Geburt beginnt (§ 1 BGB) und

mit dem Tod endet (§ 1922 BGB) (Beispiel: Herr Müller, Frau Mayer, …)
– Gesellschaften, deren Rechtsfähigkeit mit einem konstitutiven Gründungsakt be-

ginnt (Beispiel: Eintragung ins Vereinsregister) und mit Abschluss der Liquidation
endet. Gesellschaften sind einmal juristische Personen (Beispiel: Verein, GmbH,
AG, …), aber auch Personengesellschaften (Beispiel: BGB-Gesellschaft, offene Han-
delsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, …)

Beachten Sie:
Gesellschaften sind rein fiktive Gebilde. Damit diese als Rechtssubjekt am Rechtsver-
kehr teilnehmen können, also Verträge schließen können, Eigentum erwerben, kla-
gen und verklagt werden können, muss sich aus einem Gesetz ergeben, dass die
Gesellschaft rechtsfähig ist (lesen Sie z. B. § 124 Abs. 1 HGB). Als fiktive Gebilde
können Gesellschaften – anders als natürliche Personen – auch nicht handeln. Sie
brauchen daher „künstliche Organe“, die das für sie übernehmen. Solche Organe
sind etwa der Geschäftsführer, der Vorstand oder die Gesellschafterversammlung.
Welche Organe es bei der jeweiligen Gesellschaft gibt und wie sie funktionieren
lernen Sie im Gesellschaftsrecht (Rn. 577 ff.).

– Körperschaften des öffentlichen Rechts (Beispiel: Gebietskörperschaften, wie der
Bund, die Länder oder Gemeinden)

Rechtssubjekte

Natürliche Personen Gesellschaften Körperschaften des 

öffentlichen Recht

Rechtsfähigkeit       Beginn Geburt 

(§ 1 BGB) 

konstitutiver Gründungsakt 

Ende Tod 

(§ 1922 BGB)

Abschluss der Liquidation

Beispiel Herr Müller, Frau Mayer, … Juristische Personen: 

Verein, GmbH, AG, …

Personengesellschaften: 

BGB-Ges., OHG, KG, …

Gebietskörperschaften:

der Bund, die Länder oder 

Gemeinden, …

Abbildung 1: Rechtssubjekte

Rechtsobjekte (auch Rechtsgegenstand genannt) bezeichnen einen Gegenstand, auf
den sich ein Herrschaftsrecht (etwa Eigentum oder Besitz) beziehen kann. Sie lassen
sich in körperliche Rechtsobjekte (Sachen im Sinne von § 90 BGB) und unkörperliche
Rechtsobjekte (sogenannte Immaterialgüter wie bspw. Marken im Sinne von § 3 Mar-
kenG) unterteilen.

3 Etwas anderes gilt etwa bei Urteilen des Bundesverfassungsgerichts, die i. d. R. Gesetzeskraft haben. Juristen
nutzen Gerichtsurteile häufig als Orientierungsmaßstab bei der Auslegung und Anwendung von Gesetzen.
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Rechtsobjekte

Körperlich Unkörperlich

Ausprägung Sachen (§ 90 BGB) Immaterialgüter

Beispiel Tisch, Fahrrad, Handy, … Marke (§ 3 MarkenG)

Abbildung 2: Rechtsobjekte

IV. Rechtssystem
Rechtsverhältnisse können öffentlich-rechtlich oder privatrechtlich sein.

Das öffentliche Recht ist dabei der Teil der Rechtsordnung, der das Verhältnis zwischen
Trägern der öffentlichen Gewalt (dem Staat) und Privatrechtssubjekten (den Bürgern)
regelt. Es besteht ein Über- und Unterordnungsverhältnis. Der Staat handelt in der
Regel durch Verwaltungsakte (Bescheide).

Beispiel: Bürger A bekommt von der Gemeinde G einen Strafzettel wegen Falsch-
parkens.

Das Privatrecht hingegen regelt die rechtlichen Beziehungen zwischen Privatrechtssub-
jekten. Es besteht ein Gleichordnungsverhältnis. In der Regel werden diese Rechtsbe-
ziehungen mit Verträgen geregelt und gestaltet.

Beispiel: Bürger A verkauft sein Auto an Bürger B.

Beachten Sie:
Auch der Staat kann wie ein Privatrechtssubjekt am Rechtsverkehr teilnehmen. Man
spricht dann von einer sogenannten Fiskaltätigkeit. In diesem Fall unterliegt auch
der Staat den Regelungen des Privatrechts.

Beispiel: Eine Gemeinde kauft bei einem Händler Büromaterial ein.
Rechtssystem

Öffentliches Recht Privatrecht

Beteiligte Staat und Bürger Bürger und Bürger

Verhältnis Über-/Unterordnungsverhältnis Gleichordnungsverhältnis

Beispiel Strafrecht, Völkerrecht, Supranationales 

Recht, (z.B. Europarecht), Staats- und

Verfassungsrecht, Verwaltungsrecht, 

Beamtenrecht, Öffentliches Baurecht, …

Bürgerliches Recht, Handelsrecht, 

Gesellschaftsrecht, Wettbewerbsrecht, 

Arbeitsrecht, Markenrecht, Gewerblicher 

Rechtsschutz, …

Staat

Abbildung 3: Öffentliches und privates Recht
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Die Unterscheidung zwischen öffentlichem Recht und Privatrecht spielt für viele Fragen
eine zentrale Rolle, zum Beispiel:

Welche Gerichte sind bei Streitigkeiten zuständig4?

Tabelle 1: Gerichte

Öffentliches Recht Privatrecht

Verwaltungsgericht Amtsgericht/Landgericht
Oberverwaltungsgericht Oberlandesgericht
Bundesverwaltungsgericht Bundesgerichtshof

Wie werden typischerweise Rechtsbeziehungen gestaltet?

Tabelle 2: Gestaltung von Rechtsbeziehungen

Öffentliches Recht Privatrecht

Verwaltungsakte Verträge
(Beispiel: Baugenehmigung, Bußgeldbescheide, …) (Beispiel: Kaufvertrag, Mietvertrag, …)

Lösung zu Fallbeispiel 1:
S als Rechtssubjekt muss im Rahmen der geplanten Rechtsbeziehung mit dem Liefe-
ranten sowohl privatrechtliche Regelungen als auch öffentlich-rechtliche Gesetze
beachten.
– Das Privatrecht spielt z. B. bei den Regelungen des BGB zum Vertragsschluss

(§§ 145 ff. BGB), zur Stellvertretung (§§ 164 ff. BGB), zu allgemeinen Geschäfts-
bedingungen (§§ 305 ff. BGB), zur Haftung (§ 280 BGB) und Gewährleistung
(§§ 434 ff. BGB) eine Rolle.

– Öffentlich-rechtlich spielt z. B. das Strafrecht eine Rolle, denn die Annahme des
Angebotes für die Freikarte beim FC Bayern verwirklicht den Straftatbestand
der Bestechlichkeit im geschäftlichen Verkehr (§ 299 Abs. 1 Nr. 1 StGB) und
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft.

V. Wirtschaftsrecht
Der Begriff Wirtschaftsrecht ist gesetzlich nicht bestimmt. Es handelt sich um alle
wirtschaftlich relevanten Gebiete des öffentlichen und privaten Rechts. Unter dem Be-
griff Wirtschaftsrecht kann daher eine „Querschnittsmaterie“ der wirtschaftlich relevan-
ten Teile des Privatrechts und des öffentlichen Rechts zusammengefasst werden. Teil-
weise, bspw. im Arbeitsrecht oder im Recht gegen Wettbewerbsbeschränkungen
(Kartellrecht), findet auch eine Vermengung öffentlich-rechtlicher und privatrechtlicher
Vorschriften statt. Die Auswahl der in diesem Lehrbuch dargestellten Inhalte orientiert
sich weniger an der Abgrenzung der Begriffe Wirtschaftsprivatrecht und öffentliches
Wirtschaftsverwaltungsrecht, sondern vielmehr an der Relevanz für die Hochschulaus-
bildung und die spätere berufliche Praxis.

Aus dem bürgerlichen Recht werden die ausbildungsrelevanten Teile des Schuldrechts,
insbesondere der vertraglichen und gesetzlichen Schuldverhältnisse sowie die Grundla-
gen des Sachenrechts dargestellt. Weiterhin werden die Grundlagen des Sonderprivat-
rechts für Kaufleute aus dem HGB im Teil Handelsrecht erläutert. Im gesellschaftsrecht-
lichen Teil werden die einzelnen Unternehmensformen vorgestellt und abgegrenzt. Die
wichtigsten Unternehmensformen der Personengesellschaften (offene Handelsgesell-

4 Daneben gibt es für bestimmte Rechtsbereiche Spezialzuständigkeiten: zum Beispiel Arbeitsgerichte, Sozial-
gerichte, Finanzgerichte etc.
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schaft und Kommanditgesellschaft) und der juristischen Personen (Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung und Aktiengesellschaft) werden erläutert.

Im wettbewerbsrechtlichen Teil werden die Grundlagen zur Sicherung des lauteren
Leistungswettbewerbs aus dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) erläu-
tert und die Regelungen der Marktstrukturkontrolle aus dem Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen (GWB).

Im Teil über den gewerblichen Rechtsschutz werden die wichtigsten gewerblichen
Schutzgesetze, insbesondere das Markengesetz, sowie das Patentgesetz und das Design-
gesetz dargestellt. Der Schutz von Werken wird im Teil über das Urheberrechtgesetz
behandelt. Im Arbeitsrecht erfolgt eine Abgrenzung zwischen dem Tarif- und Mitbe-
stimmungsrecht (kollektives Arbeitsrecht) und dem Sonderrechtsschutz bedürftiger Ar-
beitnehmer (Individualarbeitsrecht) sowie eine nähere Behandlung der Regelungen des
Individualarbeitsrechts. Im öffentlichen Wirtschaftsverwaltungsrecht schließlich wer-
den die Grundzüge des Gewerberechts, des Polizei- und Ordnungsrechts, des Umwelt-,
Telekommunikations- und Datenschutzrechts behandelt.

2. Kapitel: Methodik der Fallbearbeitung
I. Einführung und allgemeines Vorgehen

Warum ist das Thema für Sie von Bedeutung:
Das Schwierigste gleich zu Anfang. In Ihrem beruflichen Alltag haben Sie in der
Regel ein konkretes Ziel, das Sie mit möglichst effizienten Mitteln erreichen müssen.
Juristen gehen völlig anders vor, weshalb Hochschulabsolventen oft Schwierigkeiten
haben, sich in die Methodik der Juristen hineinzudenken. In der juristischen Ausbil-
dung haben Sie einen vorgegebenen Sachverhalt, den Sie rechtlich bewerten müssen.
In der beruflichen Praxis müssen Sie die reale Situation Ihres Arbeitsalltags hingegen
erst einmal in die dahinterliegende juristische Aufgabe „übersetzen“. Die im folgen-
den Kapitel dargestellte Strukturhilfe unterstützt Sie dabei, sowohl in der Klausursi-
tuation als auch später in Ihrer beruflichen Tätigkeit juristische Problemstellungen
zu erkennen, zu strukturieren, den relevanten Sachverhalt zu subsumieren und die
Aufgabenstellung zu lösen.

Fallbeispiel 2 (Lösung s. Rn. 22, 23, 26, 27, 30, 32, 33, 35):
A bietet dem B seinen Porsche für 20.000 € zum Verkauf an und befristet sein Ange-
bot bis zum 31.03. Am 30.03. schreibt B an A eine Mail, in der er die Annahme des
Angebotes erklärt. Da A zu dieser Zeit im Urlaub ist, liest er die Mail nicht. Im
Urlaub lernt A den C kennen, der ihm das Auto für 25.000 € abkauft. C zahlt gleich
bar und nimmt das Auto mit. B möchte nun Schadenersatz.
Aufgabe:
Beurteilen Sie, ob und wenn ja, in welcher Höhe B Schadenersatz von A bekommt.
Gehen Sie hierbei davon aus, dass der Porsche einen Wert von 29.000 € hatte.

Aufgrund des dargestellten Sachverhaltes will irgendjemand (Anspruchsteller = B) ir-
gendwas (Anspruchsgegenstand = Schadenersatz) von irgendwem (Anspruchsgegner =
A). Ihre Aufgabe in der Klausur und Ihrer späteren Praxis besteht nun darin, diesen
Sachverhalt zu bewerten. Diese Aufgabe können Sie nur dann lösen, wenn Sie die juristi-
sche Methodik der Fallbearbeitung beherrschen. Mit dieser Methodik können Sie aber
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alle Fälle lösen, auch solche, die Sie nicht gelernt haben. In der Klausur ist in der Regel
die richtige Anwendung der Methodik viel entscheidender als das gefundene Ergebnis
(„der Weg ist das Ziel“). Daher sollten Sie vergleichsweise viel Zeit auf das Verstehen
und Üben der Methodik verwenden, die im Folgenden in fünf Schritten erläutert wird.

SCHRITT I:
Identifikation

Anspruchsgrundlage

Suche nach 
gesetzlicher 

Grundlage, die 
Anspruchsbegehren 

trägt

Wenn-Dann-
Formulierung

SCHRITT II:
Isolierung 

Tatbestands-
voraussetzungen

Isolierung der 
Voraussetzungen, 

die erfüllt sein 
müssen, damit 

Rechtsfolge greift

Direkt der 
Anspruchsgrundlage 

zu entnehmen

SCHRITT III:
Subsumtion

Prüfung, ob der 
vorliegende 

Sachverhalt die 
Tatbestands-

voraussetzungen 
erfüllt

Definition der 

Tatbestands-

merkmale und

Übertragung auf 

den Sachverhalt

SCHRITT IV:
Folgerung und 

Ergebnis 

Ergebnis basierend 
auf Erfüllungsgrad 
der Tatbestands-
voraussetzungen

Eintritt der 
Rechtsfolge

SCHRITT V:
Gegenrechte des 

Anspruchsgegners 

Einwendungen

Einreden

Abbildung 4: Methodik der juristischen Fallbearbeitung

Was die fünf dargestellten Schritte beinhalten, wird im nachfolgenden Kapitel ausführ-
lich und anhand eines Fallbeispiels näher erläutert.

Entgegen landläufiger Gerüchte müssen Sie in rechtlichen Fächern keine Gesetze aus-
wendig lernen. Gesetze sind das Werkzeug des Juristen. Dass ein Schreiner ohne Ham-
mer, Nägel und Säge nicht arbeiten kann, leuchtet Ihnen sofort ein. Genauso kann aber
der Jurist ohne Gesetz nicht arbeiten. Gewöhnen Sie sich daher von Anfang an daran,
immer mit dem Gesetz zu arbeiten. Lesen Sie jede zitierte Vorschrift – auch jede zitierte
Vorschrift in diesem Buch – im Gesetz nach. Dies wird Ihnen bei der Entwicklung Ihres
juristischen Verständnisses und insbesondere in der Klausur erheblich weiterhelfen.
Wenn Sie in Ihrer Klausur zum ersten Mal ins Gesetz schauen, ist es zu spät.

1. Anspruchsgrundlagen
Wenn ein Anspruchsteller etwas von einem Anspruchsgegner möchte, braucht er eine
gesetzliche Grundlage, die sein Begehren trägt. Diese Normen heißen in der juristischen
Fachsprache Anspruchsgrundlagen. Anspruchsgrundlagen erkennen Sie daran, dass
diese unter gewissen Voraussetzungen zu einer bestimmten (der vom Anspruchsteller
gewollten) Rechtsfolge führen.

Beachten Sie:
Anspruchsgrundlagen sind immer Normen, die als „WENN – DANN“-Sätze aufge-
baut sind.

Beispiel: So lautet etwa § 280 Abs. 1 BGB wie folgt:
„Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so kann der Gläubiger
Ersatz des hierdurch entstehenden Schadens verlangen“.
Mit anderen Worten:
– wenn der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis verletzt und hier-

durch ein Schaden entsteht (= Tatbestandsvoraussetzungen),
– dann kann der Gläubiger diesen Schaden ersetzt verlangen (= Rechtsfolge).

Man kann Anspruchsgrundlagen also in Tatbestandsvoraussetzungen (Wenn) und
Rechtsfolgen (Dann) zerlegen. Das Auffinden der richtigen Anspruchsgrundlage berei-
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tet vielen Studierenden große Schwierigkeiten. Je besser Sie die Systematik eines Geset-
zes verstehen, desto einfacher wird das Suchen und Finden der richtigen Anspruchs-
grundlage.

Tipps für Anfänger:
– Schauen Sie sich immer genau an, was der Anspruchsteller will und fragen Sie sich,

warum der Anspruchsteller meint, einen Anspruch zu haben.
Beispiel: B will Schadenersatz, weil A den Vertrag nicht erfüllt hat.

– Benutzen Sie das Stichwortverzeichnis des Gesetzes.
Beispiel: Im Stichwortverzeichnis finden Sie unter „Schadenersatz wegen Nichter-
füllung“ den Verweis auf § 280 BGB.

– Mit anderen Worten: Denken Sie immer von der Rechtsfolge her und suchen Sie
eine Norm, die genau diese Rechtsfolge abbildet.
Beispiel: Wenn A eine Internetbestellung widerrufen hat und seinen bereits gezahl-
ten Kaufpreis zurückhaben will, ist nicht § 355 Abs. 1 BGB die Anspruchsgrundlage.
Denn diese Norm regelt, dass bei einem berechtigten Widerruf der Verbraucher an
seine Willenserklärung nicht mehr gebunden ist. Sie regelt aber nicht, dass dann
der Kaufpreis zurückzuzahlen ist. Diese Rechtsfolge ergibt sich aus § 355 Abs. 3 BGB
(„Im Falle des Widerrufs sind die empfangenen Leistungen unverzüglich zurück zu
gewähren“). § 355 Abs. 3 BGB bildet also genau die Rechtsfolge ab, die A haben
willen (Geld zurück) und ist daher die Anspruchsgrundlage.

Tipps für Fortgeschrittene:
– Überlegen Sie sich, ob es sich um einen vertraglichen oder einen gesetzlichen An-

spruch handelt. Oft kommen auch mehrere Anspruchsgrundlagen in Betracht, dann
spricht man von sogenannter Anspruchskonkurrenz.

– Vertragliche Ansprüche werden immer zuerst geprüft. Dann kommen gesetzliche
Ansprüche in folgender Reihenfolge: dingliche Ansprüche, Ansprüche aus unge-
rechtfertigter Bereicherung, Ansprüche aus Delikt, Ansprüche aus Geschäftsführung
ohne Auftrag.

– Schauen Sie bei vertraglichen Ansprüchen immer in den Regelungen des jeweiligen
Vertragstyps (Kaufvertrag, Mietvertrag etc.) nach und unterscheiden Sie zwischen
Primäransprüchen (Erfüllungsansprüchen) und Sekundäransprüchen. Die An-
spruchsgrundlage für Erfüllungsansprüche ist meist die erste Norm des jeweiligen
Vertragstyps.
Beispiel:
– Anspruch auf Kaufpreiszahlung § 433 Abs. 2 BGB,
– Anspruch auf Mietzins § 535 BGB,
– Anspruch auf Arbeitslohn § 611 BGB etc.
Lösung zu Fallbeispiel 2:
B möchte von A Schadenersatz, weil A den Vertrag über den Kauf des Porsches mit
ihm nicht erfüllt hat. A hat also eine Pflicht aus dem Vertrag mit B verletzt. Die
richtige Anspruchsgrundlage wäre in diesem Falle § 280 Abs. 1 BGB Schadenersatz
wegen Pflichtverletzung.

2. Tatbestandsvoraussetzungen
Nach dem Auffinden der Anspruchsgrundlage sind deren Tatbestandsvoraussetzungen
zu isolieren. Die Tatbestandsvoraussetzungen ergeben sich in der Regel direkt aus der
Anspruchsgrundlage selbst. Sie beschreiben die Voraussetzungen, die erfüllt sein müs-
sen, damit die gewünschte Rechtsfolge der Anspruchsgrundlage eingreift. Die Voraus-
setzungen sind manchmal aber etwas versteckt.
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